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WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom28 ,Februar1930

BürgermeisterSeitz eröffnet um17 Uhrdie Sitzung . Esliegtfolgen -¬
der Dringlichkeitsantragdes GemeinderatesKunschakundKollegenvor :

DerWienerGemeimerathat am21 .Oktober1927denBeschlussge¬
fasst ,unter bestimmtenVoraussetzungenfür RusslandgeschäfteeineAusfall¬
bürgschaftin derHöhevon70ProzentdesausbedungenenEntgeltesbiszu
einem Gesamtfakturenbetrag von hundert Millionen Schilling zuübernchmen .eDadieseAusfallbürgschaftmit30 .Juni1928nichtvollausgeschöpftwordenwar beschloss der Gemeinderatam13 ,Juli 1928 und später am22 .Februar
1929 eine Verlängerung der Endfrist letzlich bis zum31 .Dezember1929 . Vor
Ablaufdieser Endfrist hat der amtsführendeStadtrat derVerwaltungsgruppeII ,offenbarmit Zustimmungdes HerrnBürgermeistersundderMehrheitspar¬tei ,eine weitere Verlängerungabgelehnt .Dies hatte zur Folge ,dass mit31 .
Dezember1929 die Wirksamkeitdes Gemeinderatsbeschlussesvom21 .Oktober1927 ihr Endegefunden hatte und sonach auch der noch erübrigte nicht in
AnspruchgenommeneTeilbetragvonrund23 MillionenSchilling verfallenwar .Nach Eintritt dieses Tatbestandes im Jänner 1930 entschloss sichSt . . Breitnerzur weiterenFörderungdesRusslandgeschäftes,diesmaljedochnachMassgabedes Bundesgesetzesvom16 .März1927 ,also durchBeteiligung

des Landes Wien an den Darlehengewährungen des Bundes . Dahiezu ein Landes¬
gesetz erforderlich war ,wurdeein solches demWienerLandtagunterbreitet
und von diesem in der Sitzung vom 31 .Jänner beziehungsweise 7 .Februar
1930 zum Beschluss erhoben .

Dieses Gesetz bestimmt in seinem § 3:
" FürdieseBeteiligungdesLandesWienan demvomBundzugewähren¬den Darlehenist jener Teilbetrag der mit Gemeinderatsbeschlussvom21 .Oktober 1927 ,Pr . . 1657,festgesetzten Gesamtfakturensumme von hundert Millio - ¬

nen Schilling in Goldzur Verfügungzu stellen ,der nicht schon durchdie
AusfallshaftungenaufGrunddiesesGemeinderatsbeschlussesin Anspruchge¬nommenist "

DieseBest immungsetzt sich zunächstüberdie notorischeTatsachehinweg ,dass überdennicht in AnspruchgenommenenTeilbetragderAusfalls¬
bürgschaft seit Ablauf der vomGemeinderat festgesetzten Endfrist nicht mehr
verfügt werden kann ,da selber mit Ablauf der Giltigkeit desGemeinderats - ¬beschlusses als verfallen betrachtet werden muss . Aberauch sinngemäss steht

die Bestimmungdes § 3 mit demvomGemeinderatseinerzeit festgelegtenZweckin Widerspruch .DerGemeinderathat eine Ausfallsbürgschaftbis zur Höhevon70 Prozentder Fakturensummegenehmigt ,das Landesgesetzhingegensichert
für Russlandgeschäfte eine Beteiligung des Landes an den Darlehen desBundesbis 25 Prozentdes Gesamtwertesder Lieferungzu . DerUnterschiedzwischenbeiden Aktionen ist augenfällig .

Selbst wennalso die durch Beendigung der Gemeinderatsaktion nicht
zur Verwendunggelangte Teilsummevon23 MillionenSchilling nochverfüg¬bargewesenwäre,hättensie nurimSinnedesGemeinderatsbeschlussesvom21 .Öktober 1927 in Verwendunggenommenwerdenkönnen .

Dochnicht allein die bisher aufgezeigten Tatsachenstellen sichals Verletzungder Verfassungder BundeshauptstadtWiendar .Darüberhinaus
ist noch festzustellen ,dass die Bestimmungendes § 3 des Landesgesetzesvom
7 .Februar 1930einen verfassungswidrigen Eingriff in die AutonomieunddasBudgetrecht der Gemeindedarstellen .

Die Verfassungder BundeshauptstadtWienumschreibt genaudieRechteund Pflichten von „ Wien als Land "und von „ Wien als Orts - undGebietsgemeinde .
Nachdieser Umschreibunghat Wienals Landnur GesetzgebungsundVollzichungs¬
kompetenzimRahmender Bestimmungender eigenensowiederBundesverfassung,daher keine Verwaltungs - undFinanzkompetenz ,Letzteres geht ganzklarausdemUmstandehervor ,dass Wienals Landkein eigenes Budgetbesitzt unddie
Vorsorgefür das finanzielle Erfordernisvon" Wienals Land "ausdrücklich ,überdiesnochin ganzengenGrenzengehalten ,vonderGemeindezutreffenist .
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Gemeinderatssitzung vom28 .Februar1930 II . Blatt
Das zweite Hauptstück der Verfassung der Bundeshauptsstadt Wienbe¬

stimmt im dritten Abschnitt des zweiten Hauptstückes im § 137,letzter Ab - ¬4satz ,wiefolge :
" Fürdas Erfordernis der Verwaltungsangelegenheiten von Wienals

Land ist von der Gemeinde vorzuschen .Die betreffenden Ausgaben sind in den
Rechnungsabschluss der Gemeindeaufzunehmen .Für den auf Wienentfallenden
Teil der Kosten der gemeinsamenAngelegenheiten des LandesNiederösterreich50

giit das gleiche ,„ DieseBestimmungist so eindeutig ,dass ihr Sinn gegenjedenVersuch einer rabulistischen Auslegung gefeit ist .
Ebenso klar und eindeutig ist die verfassungsmässige Umschreibung

der Rechtedes WienerGemeinderates . DieVerfassungder BundeshauptstadtWiensagt im § 81,dass der Gemeinderat berufen ist ," für die Gemeinde bindende
Beschlüsse zu fassen " ,und sie zählt in ihren § 89 die " derEntscheidungdes
Gemeinderatesvorbehaltenen besonders wichtigenVerwaltungsangelegenheiten "
tung vonBürgsenafsendunchdde Sammmtemit den durch dic Bundesgesetzover¬Fassungsmässig vorgeschriebenen Besenmankungen "und nach Punkt h " dieBewil¬
- igung von allen im Voranschlag nicht vorgesehenen Ausgaben ,wenn sie mehr

auf Als solche gelten nach Punkt " ode Aufnchme von Darlchen sowie dic Liis -

als lo . 000Schilling betragen "
Da nun für die Beteiligung des Landes Wien an den vom Bundzu

gewährendenDarlehen im Budget der Gemeindein keiner Weise vorgesorgt ist .
kommt für deren materielle Sicherung der § 89 in Betracht ,der wie schon

aufgezeigt ,unter demTitel " besonderswichtigeVerwaltungsangelegenheiten"
die Entscheidung hierüber ausdrücklich demWiener Gemeinderatvorbehält .Aus dieser Sachlage ergibt sich in einer ausser jedem Zwoifel ste - ¬
henden Art ,dass das Landesgesetz vom 7 .Februar in seinem § 3 den Bestimmun - ¬
gen der Verfassung der Bundeshauptstadt Wienwiderspricht ,in demesentgegendenklarenBestimmungendieserVerfassungsichüberdemGemeinderatausdrück-¬
lich vorbehaltene Rechte hinwegsetzt

Nach§ 34 der Verfassungder BundeshauptstadtWienhat derBürger -

meister

meister vor demversammelten Gemeinderat folgendes Gelöbnisabzulegen :
" Ichgelobe ,dass ich die Gesetzegetreulich beobachtenundmeinePflichten nach bestem Wissen und Gewissen erfüllen werde .
Nach § 91 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien ist der Bürger - ¬

verpflichtet ,über die Einhaltung der durch diese Verfassung
1für die einzelnen Organe der Gemeindebestimmten Wirkungsbereiche zuwachen .

In der Sitzung des Landtages vom31 .Jänner 1930 wurdevomAntrag- ¬steller ausdrücklich auf die Verfassungswidrigkeit des § 3 des Gesetzes über
die Beteiligung des Landes Wien an der Förderung der österreichischen Ausfuhr
nach der Union der sozialistischen Sowjetrepubliken hingewiesen und die Ver¬
tagung der Verhandlungen beantragt ,um dem Gemeinderat im Sinne seiner verfas¬
sungsmässigen Rechte Gelegenheit zu selbstständiger Beschlussfassung zu geben .

Der Herr Bürgermeister hat sich in dieser Sitzung trotz der vorge¬
brachten verfassungsrechtlichen Bedenkengegen die Vertagungausgesprochen .

In der Landtagsitzungvom7 .FebruarwurdevomAntragsteller andenBürgermeister als Landeshauptmann die Frage gerichtet ,ob er bereit sei ,im

Sinneder Bestimmungendes § 119der Varfassungder BundeshauptstadtWien
dem vom Landtag besahlossenen Gesctz die Beurkundung zuversagen .

In Beantwortung dieser Anfrage hat der Bürgermeistef als Landes - ¬
hauptmannfeierlichst erklärt ,dass er die Beurkundungnicht verweigernwerdeund hat überdies seiner Meinung dahin Ausdruck dahin gegeben ,dass selbst
wennmanannähme ,dass durch das in Redestehende LandesgesetzeincBestimmung
der Wiener Verfassung geändert bezichungsweise ihr widersprochen wird ,wäre
das keineswegs verfassungswidrig ,denn die Wiener Stadtverfassung ist einfaches
Landesgesetz und jedes künftige Landesgesetz kann sie ändern . "

Diese Erklärung lässt erkennen ,dass der Bürgermeister den Bestimmun¬
gen des ersten Hauptstückes der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien botref -

fend " Wienals Orts -undGebietsgemeinde "keine den Landtagverpflichtende
Kraft beimisst und sonach auch den Landtag nicht an die Beachtung der dem
Gemeinderatverfassungsmässiggewährleisteten Rechte gebundenerachtet ,Gewiss
kann der Landteg das erste Hauptstück der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien
betreffend Wien als Orts -und Gebietsgemeinde durch einen einfachen Gesctzes¬
beschluss betreffend die Aenderungder Gemeindeverfassungabändern .Docheben¬
sofeststchend ist ,dass der Landtag die BestimmungenderGemeindeverfassung
in allen seinen Gesetzgebungsaktenfür solange und unbedingt zurespektieren
hat ,als diese Verfassungeine Abänderungdurchein eigenesLandesgesetznichterfahren hat .

Der Bürgermeister hat sich sonach wissenlich und vorsätzlich in
einenGegensatzgebrachtzu seinemGelöbnisundseiner im§ 91derVerfassungder Bundeshauptstadt Wien statuierten Pflicht .Der Bürgermeister ist sonach

nicht nur Mit - ,sondern Hauptschuldiger gewaden an einem Bruch der Vorfassungder Bundeshauptstadt Wien ,der von ernstester grundsätzlicher undpräjudi¬
zieller Naturist .

einzige
DiOVerfe

parlamenta
assung der Bundeshauptstadt Wien sieht für diesen Fall als
arische Möglichkeit der Abwehrin ihrem § 39 die Abberufungl



Gemeinderatssitzungbom28 .Februar1930 III,Blattdes Bürgermeisters vor ,
§ 39der Verfassungder BundeshauptstadtWienbestimmt: "Versagt

der GemeinderatdemBürgermeisterodereinemamtsführendenStadtratdurchausdrücklicheEntschliessungseinVertrauen,sogilt er alsabberufen,wodurchderBürgermeisterseineFunktionals Bürgermeister,deramtsführendeStadt-¬rat sein Stadtratsmandat verliert .
EswirdsonachimSinnedes§ 39der VerfassungderBundeshaupt -¬stadt Wien der Antraggestellt :
" DerGemeinderatversagtdemBürgermeisterseinVortrauen"In formalerHinsichtwirdnach§ 18der Geschäftsordnungdiedring-¬licheBehandlungdiesesAntragesverlangt.

Es wird in die Tagesordnungeingegangen /

OhneDebattewerdengenehmigtderNeubauvonHauptunratskanälen
II . ,Altebergenstrasse,sowieimXIII .BezirkdieEinbeziehungdesGe-¬

bietesdesXXI .BezirkszwischenderMolkegasse,Bunsengasse,AntonStörkgasse
undJedelseerstrasseindiedreistockhoheVerbauung,dieAbänderungdesGe¬
neralregulierungsplanesfürdasGebietzwischenAuhofstrasse,Preinlgasse
PremreinergasseundGeylinggasseimXIII. Bezirk,OberSt .Veit ,dieErgänzung
des Generalregulierungs -undGeneralbaulinienplanesfür dasSiedlungsteilge -¬
bietNr.57imXXizBezirk,derGeneralregulierungs-undGeneralbaulinienplan
fürdennordwestlichenTeildesKüniglbergesimXIII. Bezirk,dieteilweise
AenderungderTarifbestimmungenfürdiestädtischenVerkehrsmittel,dieAus-¬
führungderWohnhausanlageXIII. ,Breitenseerstrasse-Altebergenstrasse(Kos¬
tenrundSchilling6,900. 000)fernerdieZuerkennungeinesJubiläumschren-¬
preisesandenKünstlerbundHagenanlässlichseinesdreissigjährigenBestan-¬
des imBetragevon1000Schilling .

St. . Richterreferiert überdie GeschäftsordnungderAbgabenberu¬
fungskommission .

GR. Uebelhör( . . )führtdarüberBeschwerde,dassdieBeschwerde-¬
kommissionganzwillkürlichzuSitzungeneinberufenwordenseiunddassviel
zuwenigSitzungendieserKommissionstattgefundenhaben,waszurFolgehat-¬
te ,dassdieeinzelnenSitzungeneinerseitsmitReferatenausserordentlich
überlastetwarenunddassandererseitsdieBerufunfswerbersehrlangeaufdie
Erledigungwartenmussten.ZwarhatderMagistratsdirektorzugesagt,dassdie
neugeschaffeneAbgabenberufungskommissionöfterzuSitzungeneinberufenwerden
wird ,aber dieses Versprechenallein genügtnicht ,es wärezu mindestnot¬
wendig ,dass gleichzeitig mit denReferatendenMitgliedernder Kommission
ein Verzeichnisder eingebrachtenundnochnicht behandeltenBerufungenver¬
schmmitdemDatumderEinbringungübermitteltwürden .GR .Uebelhörstellt
einenAntragin diesemSinne( LebhafterBeifall bei derE . . )2



Gemeinderatssitzungvom28 .Februar1931 IV .Blatt
St . . Richterbemerkt ,wenn gewünschtwerde ,

dassdieKommissionöfterzuSitzungeneinberufenwerde,werdediesemWunsche
Rechnunggetragenwerden.Imübrigenmusshervorgehobenwerden,dasskeine
KörperschaftimRathausesoreibungslosundsosehrmitgegenseitigemVer-¬
ständnisgearbeitethat ,wiegeradedieseKommission.NichtnuretwaMitglie-¬
dernderMehnheitsondernallenMitgliedernderKommissionwerdenReferate
zugeteiltundwährendderganzen11JahredesBestandesderKommissionist
eszukeinerleigrösserenAuseinandersetzungenoderReibungengekommen.Dem
Antragedes . . UebelhörkönnederBerichterstatterleidernichtzustimmen.
EinerseitsistüberdieBerufungskommissionseinerzeitbeiBgratungderVer-¬
fassungsreformimParlamenteingehendverhandeltwordenundesgehejetzt
schweranüberdieseVereinbarungenhinauszugehen,andererseitsistaber
auchdieDurchführungdesimAntraggeäussertenWunschesaustechnischen
Gründennichtmöglich,dadiebetreffendenAktensolangedieBerufungnicht
in derKommissionzurVerhandlungkommtsichin denverschiedenenAbteilungen
undBezirksämterbefindenundeinVerzeichnisdieserAktenvorihrerBehand-¬
lungschweranzufertigenist . ErbittetdaherdenAntragUebekhörabzulehnen.( Beifallbei derMehrheit).

DieGeschäftsordnungderAbgabenberufungskommissionwirdgenehmigt,
der AntragUebelhörwirdabgelehnt .

IndieAbgabenberufungskommissionwerdengewähltvondenSozialde-¬
mokratendieamtsführendenStadträteRichterundLinderunddieGemeinde-¬
räteMichalundReismann,vonder . L.dieGemeinderäteDr.KolassaundUebeihör

Gr. HofbauerberichtetüberdieAusführungderWohnhausanlageXIII.
Weinzierlgasse,OnnoKloppgasse,Pebzingerstrasse »DiePlänesindvomArchi-¬
tektenAlexanderPopp. DieWohnhausanlageumfasst128Wohnungenmitder
durfhschnittlichenGrössevonAlQuadratmetern.DieBaukostenbelaufensichauf Schilling2,100. 000.

GR. Pfeiffer( . . )erinnertdaran ,dassdieMitgliederder. L.
seitjeherschwereBedenkengegendieBoden-undWohnhaupolitikgeäussert
haben,aufdiesichdieMehrheitvonanfanganfestgelegthabe.DieGemeinde
WienhatihretoteHandaufallesEaulandgelegtundüberlässtdiesesBau-¬
landauchnichtdemjenigendiebauenwollen.SieverhindernsodieBautä¬
tigkeit . DieSozialisierungderBautätigkeitdurchdieGemeindeführtzu
dengrösstenSchädenfürdasWohn-undSiedlungswesen.HundertevonMillionen,
sindindenletztenJahrenverbautworden,derWohnungsmangelbestehtin
demselbenMassewievorherunddieArbeitslosigkeitwächstvonTagzuTag.251



Gemeinderatssitzunvvom28 .Februar1930. Blatt
DurchWiengehtein StrumderEntrüstunggegendie MachthaberdesRathauses .
Esist daherunserewichtigsteForderung ,dassin HinkunftnichtmehrSteu¬
ergelder für Investitionen ,insbesonderenicht für die ErrichtungvonWohn.

hausbautenverwendetwerdendürfen ,keinesfallsaberüberdieEingängeausder
Wohnbausteuer.GenügendieseBeträgenicht ,soist eineWohnbauanleiheauf¬
zunchmen.Wenndie Mehrheithalsstarrig bleibt ,dannwirddie Lösungaufeinem
Wegevorsichgehen ,dernichtihr ,aberauchnichtunserwünschtseinkann,
sie wirdvondenenausgehen ,die in dieserStadteineExistenzmöglichkeit
nicht mehrfinden ( Boifall bei der . . )

GR. HofbauerhältdemVorrednerentgegen,dassdieGemeindeWien
in denletzten JahrenGemeindegrundimBaurcchtfür mehrals 3000Siedlungs-¬
häuser abgegebenhat und dass auch jetzt wieder beabsichtigt ist viele tau¬
sende Quadratmeter im Baurecht abzugeben .Ebenso unrichtig ist die Behaup¬

tungdesVorredners,dassdurchdieWohnhausbautenderGemeindenderAr¬
beitslosigkeitnichtgesteuertwerden.Richtigist vielmehr,dassbeiden
GemeindebautenimSommermehrals 10,000Arbeiterbeschäftigtsind(Lebhafter

Beifall )
DerAntragwirdangenommen.
GR. HofbauerreferiertüberdieAusführungderWohnhausanlageXIII. ,

RupertgasseJenullgasse . Eshandeltsich umeinendoppeltraktigenBaumit3
bis 1 Wohngeschossenund133WohnungenmitderdurchschnittlichenWohn¬
fläche von 28 ' 2Quadratmetern .Die Baukostenbelaufen sich auf rund2,000 . 000

Schilling .
GR. Millik ( . . )spricht sich bei diesem Gegenstande gegen die Er - ¬

bauungdesWolkenkratzersin derWähringerstrasseaus . Soschrer sonstdie
Vergebungvon Arbeiten wünsche ,sei er sehr befriedigt gewesen ,als inden

letztenTagenin denZeitungenzulesenwar ,dassdieVergebungderArbeiteb
für diesenBauneuordingsverschobenwordensei .Hoffentlichwirdsichdoch
jemand finden ,der der Rathausverwaltung mit Erfolg davon abrät ,diesen Wolken¬

kratzer zu erbauen .Manweissnochnicht ,wiedie Terrainverhältnissedort
sind ,manweiss auch nicht ,wie es sich auswirken wird ,dassmanWohnpar¬
teien mitZimmerundKücheimXVI .undXVII .Stockhabenwird . HatdieMehr¬
heit ihre Frauenorganisationen darüber befragt ?( St . . Weber :In sohohe

Stockwerkekommenja garkeineWohnungen,sondernnurBüroräumlichkeuten !)
Ausserdemmüsste manbedenken ,dass je höher das Bauworkwird ,destotourer

dieErrichtungundErhaltungwird. MansolltosichdaherdieSachenochüber¬
legen unddie Millionen ,die für diesen Riesenbauausgegebenwerdensollen ,
dazuvorwendenein Gebietmitvillenartiger Verbauungaufzuschliessen .( Bei¬fall bei der . . )
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VI. BlattGemeindanatssitzungvom28 .Februar1930

DerReferentenantragwirdangenommen.
SodannwirdderDringlichkeitsantragderGemeinderäteKunschakund

KollegenvomSchriftführer“,Holaubekverlesen.DieVerlesungwirdvonder
Einheitsliste mit lebhaftem Beifall und Händeklatschenbegleitet .

In Begründungder Dringlichkeit des Antragesführt

GR.Kunschak( . . )aus :VoraussetzungundGrundlagejedesdomokrati-
schenGemeinswesensist nichtnurderWille ,sondernauchdieTatzurBeobach¬
tungder Gesetze . WenndieseVoranssotzungnicht mehrgegebenist ,wenndiese
Grundlagewankt ,ist es umdenBestandeinesdemokratischenGemeirwesensge¬
schchen .Nicht nur - derHerr Bürgermeisterundseine Partei ,sondernauchwir

dG. rüber
Ausdruckgegeben,dassdieDemokratio-nunmehrzurGrundlagederöffentlichen
VerwallangimallgemeinenundzujenerderGemeindeWienimbesonderengewor¬
denist . DieDemokratiekannnichtnuralsAushängeschild,alsDekorations-¬o

objektdienen .Dawürdesie jedensittlichenWertverlorenhaben .DieDemokra-¬
tiemussunsHerzenssacheseinundesmussdaherallesvorgekehrtwerden,was
geeignetist ,diedemokratischeGrundlageunsererVerwaltunggegenüberdem
ZustandfrühererZeitenzurechtfertigen .LeidergottessinddurchdieBe-¬
schlüssedesWienerLandtagesTatsachengesetztworden,diediesenGrundgedan¬
ken ,derallenParteienindiesemHauseundausserdiesemHausegemeinsamsein
müsste,striktewidersprechen.EsistdaherPflichtallerderer,fürdiedie
DemokratienichteinLippenbekenntnis,sonderneineHerzenssache,jaeinpoli¬
tischesDogmagewordenist ,dafürzusorgen,dasssolcheVerstüssewirsie
derWienerLandtagabernichteralleinverschuldethat ,sondernmitwelchen
sichderHerrBürgermeisteridentifiziert ,ja welcheergewissermassenglo¬
rifiziert hatsichnieundnimmerwiederholendürfen ,Wirhabendaherver¬
suchtinzweiSützungendesWienerLandtegesdurchVorbringengewichtigster
BedenkendenLandtagvoreinerderartigenStellunnahme,wiesievonunskri¬
tisiortwird ,zubewahrenunddemHerrnBürgermeistereineGelegenheitzu
eröffnen,dieesihmermöglicht,denFchlschrittwiederzukorrigierenund
wiedereinzulenkenindieBahnenderAchtungderGesetzederDomokratie,der
GesetzediegrundlegendsindfürdieVerwaltungderGemeindeWien,Auchdas
warvergebens .Es steht uns nachder Verfassungkein Mittel mehrzu alsjenes ,
daswirheuteDringlichkeitsantrageanwenden,zudessenBeschlussfassung253



Gemeinderatssitzungvom28 .Fobruar1930 VII . Blatt
wirdenGemeinderateinladen.DasseinesolcheStellungnahmedringlichist ,
ergibt sich aus demvonmir angeführtenGründen . DieDemokratieverträgt
wederVerschleierungnocheinenSchwebezustand,EindemokratischesBekennt¬
nis muss klar und fest sein ,( Lebhafter Beifall bei der . L) undesmuss

daherdie' Sachlagesoraschwiemöglichdahingeklärtwerden,obfürdieVer-¬
waltungder GemeindeWienundfür das oberste Organder GemeindeWien ,den
Bürgermeister,dieaufGrundfreierdemoknatischerEntschliessunggefasster
GesetzeGültigkeithabenodernicht .Aufdiese Fragegibt es nur ein Jaoder
Nein .Ausflüchtesind hier gleichbedeutendmit einemNein .GR. Kunschakbittet ,
demAntragdieDringlichkeitzuzuerkennen(LebhafterBeifallundHändcklat-¬
schen bei der . . )

Vizebgm .Hoss leitet die Abstimmungüber die Dringlichkeit desAn- ¬
trages ein . DieMitglieder der . Lstimmenfür die Dringlichkeit ,dieMehr- ¬
heit dagegen ,lebhaftePfuirufeundzahlreichelaute Zwischenrufebeider
Einheitsliste . GR. Preyer: Woist derBürgermeister?Eristgeflüchtet!GR.
Höpeller( . . ):SchöneDemokraten!Gesetzesverletzung!GR.Dr.Koladsa( . . :
Ihr deckt Euch mit demVerfassungsbruch !

Vizebgm .Hossgibt bekannt ,dass demAntragdie Dringlichkeitnicht
zuerkannt ist ,weiters erklärt er ,dass der Antragauf dieTa¬
gesordnungder nächstenGemeinderatssitzungzur Bchandlunggestelltwird .

Schlussder Sitzung18 ' 30Uhr.
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